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Analyse

Die regionale und lokale Staatsverwaltung in der Ukraine
Von Matthias Morgner, Berlin

Zusammenfassung
Wenn in der Öff entlichkeit von den verschiedenen Regionen der Ukraine die Rede ist, dann ist diese Dar-
stellung meist auf den Gegensatz zwischen West- und Ost-Ukraine reduziert. Dabei wird manchmal der Ein-
druck erweckt, dass es im Land eine formale Trennung zwischen beiden Landesteilen gäbe. Dies ist jedoch, 
anders als z. B. in Belgien, nicht der Fall. Vielmehr gliedert sich die Ukraine in 24 gleichberechtigte Oblaste 
(Regionen). Dazu kommt die Krim mit dem Status einer autonomen Republik; sowie die Städte Kiew und 
Sewastopol als jeweils eigene Verwaltungseinheiten. Der vorliegende Beitrag analysiert die derzeitige Aufga-
benverteilung zwischen regionaler und lokaler Verwaltung und beschreibt die geltenden gesetzlichen Grundla-
gen. Nach einer Diskussion der daraus resultierenden Probleme folgt ein Ausblick auf mögliche Reformen.

Einleitung
Die regionale Verwaltungsstruktur der heutigen Ukraine 
beruht im Wesentlichen auf der Struktur der Ukraini-
schen Sozialistischen Sowjetrepublik (UkrSSR), konkret 
einer Anordnung aus dem Jahre 1981 über die »adminis-
trative und regionale Ordnung der Ukrainischen SSR«. 
Auch der bis heute währende Sonderstatus der Stadt 
Kiew geht auf den Status als Hauptstadt einer Teilrepu-
blik der UdSSR, und ihrer damit verbundenen direkten 
Unterordnung unter die sowjetische Führung in Moskau 
zurück. Während die regionale Aufteilung in Oblaste 
und deren zentra-
listische Verwal-
tung in der UdSSR 
gängige Praxis war, 
gab es das Konzept 
der kommunalen 
Selbstverwaltung in 
der UdSSR weder 
formell noch ideell. 
Die Verwaltung auf 
lokaler Ebene regelte 
sich eher nach Par-
teibezirken bzw. der 
Ansiedlungspolitik 
im Umkreis größerer 
Industriebetriebe. 

Der 
Staatsaufbau
Aufbauend auf die-
sem Erbe ist die heu-
tige Ukraine gemäß 
ihrer Verfassung ein 
zentralistischer Ein-
heitsstaat. Die staat-

liche Exekutive ist in vier Hierarchieebenen gegliedert, 
wie die Grafi k unten zeigt. Die Verwaltung der Krim, 
der Oblaste, sowie die Stadtverwaltungen von Kiew und 
Sewastopol unterstehen direkt der nationalen Zentral-
regierung. Auch die Verwaltungen der Kreise (Rajone) 
sind als Untereinheiten der Oblaste Teil des zentral-
staatlichen Systems. Die Vorsitzenden der Oblastverwal-
tungen werden auf Vorschlag des Ministerpräsidenten 
vom Präsidenten ernannt. Die Vorsitzenden der Rajon-
verwaltungen werden vom Vorsitzenden der Oblast-
verwaltung vorgeschlagen und von der Zentralregie-

Grafi k: Struktur der ukrainischen Staatsverwaltung
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rung ernannt. Die Verwaltungsmitarbeiter sind Staats-
bedienstete, deren Laufbahn zentral gesteuert wird und 
deren Gehälter direkt aus dem zentralen Staatshaushalt 
bezahlt werden.
Die legislative Gewalt ist auf die nationale Ebene 
beschränkt und wird ausschließlich durch das natio-
nale Parlament – die Werchowna Rada – ausgeübt. Aller-
dings haben die Oblaste, Rajone, Städte und Dörfer ihre 
eigenen Interessenvertretungen, die lokalen Räte. Diese 
Räte entscheiden über eine Reihe von Fragen, die das 
jeweilige Gebiet betreff en, wie z. B. Infrastrukturmaß-
nahmen oder Maßnahmen im sozialen Bereich. Städte 
sind in der Regel noch in Stadtbezirke unterteilt, wel-
che ebenfalls Räte haben. Umgekehrt sind oft mehrere 
Dörfer und Siedlungen zu einer administrativen Einheit 
zusammengefasst und wählen einen Rat, der für meh-
rere territoriale Einheiten zuständig ist. Wie in das natio-
nale Parlament werden auch die Abgeordneten der regio-
nalen und lokalen Räte in freier und geheimer Wahl für 
eine Periode von vier Jahren gewählt. 

Daraus ergibt sich eine Situation, in der auf der 
Oblast- und Rajonebene einerseits ein lokales Organ zur 
Beschlussfassung (Rat) existiert, andererseits die Umset-
zung der Beschlüsse aber der Kompetenz der staatli-
chen Gebietsverwaltung obliegt. Die Räte können nur 
bedingt die Umsetzung ihrer Beschlüsse kontrollieren, 
während sich die Verwaltung »zwischen zwei Stühlen« 
befi ndet – der regionale Rat ist entscheidungsbefugt und 
ihm ist auch Bericht zu erstatten; andererseits werden 
durch die Zentralregierung in Kiew die notwendigen 
Gesetze erlassen und die Ressourcen bereitgestellt.

Im Gegensatz hierzu setzen auf der ersten Verwal-
tungsebene (Städte, Dörfer, Siedlungen) die lokalen 
Räte ihre eigenen Exekutivorgane ein. Diese lokalen 
Komitees, Büros oder Verwaltungen sind aber nicht 
automatisch für alle Angelegenheiten, über die im loka-
len Rat entschieden wird, zuständig. Vielmehr wird die 
Umsetzung vieler Angelegenheiten von den lokalen Exe-
kutivorganen an die staatlichen Verwaltungen zur Rajon- 
bzw. Oblastebene delegiert. Formal geschieht das zwar 
auf Entscheidung der lokalen Räte; de facto sind viele 
solcher zu delegierender Aufgabenfelder jedoch a priori 
gesetzlich defi niert.

Gesetzliche Grundlagen
Die ukrainische Gesetzgebung (Verfassung, Gesetz über 
lokale Selbstverwaltung) defi niert die lokale Selbstver-
waltung also allein mit der Existenz der regionalen bzw. 
lokalen Interessenvertretungen. Das in den meisten Län-
dern Europas übliche Verständnis einer lokalen Selbst-
verwaltung bei der sowohl die Entscheidung über Fra-

gen von lokalem Interesse als auch die Umsetzung dieser 
Entscheidungen in der Kompetenz der jeweiligen terri-
torialen Einheit liegen, fi ndet in der Ukraine also nur 
auf der untersten Ebene der Staatspyramide statt, und 
dort auch nur in (durch das Delegieren von Zuständig-
keiten) begrenztem Umfang. 

Mit der Unabhängigkeit und der Deklaration der 
Ukraine als demokratischen Staat fand das Prinzip der 
lokalen Selbstverwaltung Eingang in die ukrainische 
Gesetzgebung. Die Verfassung des Landes von 1996 
garantiert »das Recht […] zur unabhängigen Lösung 
von Angelegenheiten lokalen Charakters innerhalb der 
Grenzen der Verfassung und der Gesetze der Ukraine« 
(Art. 140). Weiterhin regelt die Verfassung Grundsätz-
liches zu den Organen der lokalen Selbstverwaltung, zu 
den Aufgaben und Kompetenzen, sowie zu den mate-
riellen und fi nanziellen Grundlagen der lokalen Selbst-
verwaltung (Art 141 – 144).

Für weitere Details zur Umsetzung der lokalen 
Selbstverwaltung hat das ukrainische Parlament 1997 
ein nationales Gesetz über die lokale Selbstverwal-
tung verabschiedet und im selben Jahr die Europäi-
sche Charta der kommunalen Selbstverwaltung ratifi -
ziert. Das zweite wichtige Gesetz für die Ausgestaltung 
der regionalen und lokalen Verwaltung ist das Gesetz 
über die staatliche Verwaltung auf lokaler Ebene aus 
dem Jahre 1999. Nach diesen beiden Gesetzen sind die 
Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten und Ressourcen 
auf Oblast- und Rajonebene in etwa wie folgt verteilt: 

Verwaltung auf Oblast- und Rajonebene
Die Kompetenzen der staatlichen Verwaltungen auf 
Oblast- und Rajonebene umfassen den Schutz der 
Grund- und Bürgerrechte, das Bildungs- und Gesund-
heitswesen, die wirtschaftliche Entwicklung (sowohl 
öff entliche Aufträge als auch die Ansiedlung und Tätig-
keit privater Wirtschaftsunternehmen im Gebiet), Pla-
nung und Umsetzung des Gebietshaushaltes, Fragen zur 
Nutzung von Grund und Boden, des Umweltschutzes, 
der sozialen Sicherheit und anderes. Die staatlichen Ver-
waltungen planen und gewährleisten damit den größ-
ten Teil des öff entlichen Lebens auf Oblast- und Rajon-
ebene. Die Rolle der Räte ist im Wesentlichen limitiert 
auf die Zustimmung zu den Programmvorschlägen bzw. 
dann später zu den Rechenschaftsberichten. 

Die laufenden Kosten der staatlichen Verwaltungen 
(also v.a. die Gehälter der Verwaltungsbediensteten) sind 
durch den Staatshaushalt gedeckt, das operative Budget 
speist sich im Wesentlichen aus den Budgetzuweisun-
gen aus dem nationalen Haushalt für das betreff ende 
Gebiet. Das Gesetz über die lokale Selbstverwaltung 
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erlaubt die Festsetzung lokaler Steuern und Abgaben, 
ebenso wie die Schuldenaufnahme durch die jeweiligen 
Oblaste und Rajone. Das operative Budget wird der Ver-
waltung formal durch den Rat der jeweiligen Verwal-
tungsebene zugewiesen. Da aber, wie oben gezeigt, auf 
Rajon- und Oblastebene alle Aufgaben zwangsweise an 
die staatliche Gebietsverwaltung zu übertragen sind und 
diese auch den Haushaltsplan ausarbeitet, beschränkt 
sich die Budgetkompetenz der Räte auf eher formales 
Zustimmen zu Plan bzw. Bericht. 

Die Verwaltung ist formal dem Rat rechenschafts-
pfl ichtig für die Erfüllung der übertragenen Aufgaben. 
Der Rat hat sich als gewähltes Organ vor der Bevölke-
rung zu verantworten, wobei ein großer Teil dessen, was 
der Rat berichten kann, auf den Resultaten der Tätig-
keit der Verwaltung beruht – und damit im Prinzip die 
Umsetzung staatlicher Programme auf untergeordneten 
Verwaltungsebenen ist.

Lokale Selbstverwaltung
Die lokale Selbstverwaltung (d. h. die Räte und ihre 
Exekutivorgane) auf der ersten Ebene (in den Städten, 
Dörfern, Siedlungen und, soweit vorhanden, Stadtbe-
zirken) haben nach dem Gesetz über die lokale Selbst-
verwaltung die Verantwortung für Gewährleistung und 
Finanzierung der sozialen Dienstleistungen, (vorschu-
lische und schulische) Bildung und Gesundheitswesen, 
Sport- und Kultureinrichtungen. Weiterhin fallen die 
kommunalen Dienste (wie Wasserversorgung, Abwas-
ser, Müllabfuhr, öff entlicher Personennahverkehr) in die 
Zuständigkeit der lokalen Selbstverwaltung, die dafür 
auch die Preise und Gebühren festlegen festlegt. Auf 
lokaler Ebene wird über Landnutzung (z. B. für Bauge-
nehmigungen) und die Geschäftstätigkeit öff entlicher 
Unternehmen entschieden. Das Aufstellen und Verab-
schieden lokaler Budgets sowie die Zustimmung zum 
Haushaltsbericht ist ebenso Sache der lokalen Selbst-
verwaltung. 

Die lokale Selbstverwaltung soll ihre eigene Arbeit, 
genauso wie ihre Aufgaben zunächst aus den lokalen 
Budgets fi nanzieren. Diese Budgets sollen sich aus Ein-
nahmen aus lokalen Steuern, sowie den Erträgen aus der 
Nutzung kommunalen Eigentums bzw. dem Betrieb 
öff entlicher Unternehmen speisen. Das Aufstellen und 
Verabschieden lokaler Budgets sowie die Zustimmung 
zum Haushaltsbericht ist ebenso Sache der lokalen 
Selbstverwaltung. Für den Fall dass die Einnahmen 
der lokalen Budgets nicht ausreichen um die Ausgaben 
zu decken, ist der Staat verpfl ichtet, die lokalen Bud-
gets entsprechend auszugleichen. Damit enthält das 
Gesetz über die lokale Selbstverwaltung gleichsam eine 

Garantie, dass sämtliche Aufgaben, die an die kommu-
nale Ebene delegiert wurden, aus dem staatlichen Bud-
get fi nanziert werden müssen. Neben dem Delegieren 
der Umsetzung von Entscheidungen der lokalen Räte an 
die Oblast- bzw. Rajonadministration gibt es nach dem 
Gesetz auch die Möglichkeit eines Delegierens von der 
Oblast- bzw. Rajonebene an die lokalen Räte. 

Die Bürgermeister als oberste Verantwortliche der 
lokalen Selbstverwaltung werden, unabhängig vom 
lokalen Rat, in direkter Wahl von der Bevölkerung 
gewählt. Sie sind damit, genau wie die Abgeordneten 
des Rates ihren Wählern verantwortlich. Für die Kon-
trolle der Umsetzung ihrer Beschlüsse setzen die Räte 
Kontrollorgane ein. Für die von Oblast- bzw. Rajon-
administrationen delegierten Aufgaben sind die loka-
len Selbstverwaltungen den übergeordneten Organen 
rechenschaftspfl ichtig. 

Generell gilt, dass die Aufgabenverteilung zwi-
schen staatlicher und lokaler Selbstverwaltung nicht 
einer prinzipiellen Hierarchie folgt, wie etwa nach dem 
Subsidiaritätsprinzip. Stattdessen regeln zwei individu-
elle Gesetze die Zuständigkeit für jede Form öff entli-
cher Tätigkeit und schreiben diese einer Ebene zu. Dem 
Anspruch der Vollständigkeit und Ausschließlichkeit 
kann jedoch nur in wenigen Fällen Genüge getan wer-
den, was zu Widersprüchen und Unklarheiten führt. 
Eine Studie des International Center for Policy Studies, 
eines unabhängigen Kiewer think tanks, kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Kompetenz für 80 % aller öff entli-
chen Angelegenheiten nach dem Gesetz über die lokale 
Selbstverwaltung sowohl bei den lokalen bzw. regiona-
len Räten liegt, als auch laut Gesetz über die staatliche 
Verwaltung auf lokaler Ebene den Oblast- bzw. Rajon-
verwaltungen zugesprochen wird. 

Probleme aus der gegenwärtigen 
Verwaltungsstruktur 
In der Praxis ist das System der territorialen Gliede-
rung des Landes, und der Zuweisung von Aufgaben 
und Kompetenzen an die jeweiligen Verwaltungsebe-
nen noch komplizierter. Vielerorts gibt es Ausnahmen 
und Sonderfälle der territorialen Zuordnung; oftmals 
erlauben wirtschaftliche, demographische oder geogra-
fi sche Bedingungen nicht, dass die gesetzlichen Vorga-
ben sinnvoll in die Praxis umgesetzt werden. 

Die derzeit gültige Verwaltungsstruktur basiert 
auf einer territorialen Gliederung, die noch der Logik 
der Planwirtschaft folgt, heutzutage aber nicht mehr 
passend ist. So haben zum Beispiel die »Hauptstädte« 
der Oblaste alle den Status einer Stadt mit Gebiets-
rang (in etwa vergleichbar mit einer »kreisfreien Stadt« 
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in Deutschland), teilen diesen Status aber mit ande-
ren Städten in den Oblasten die zum Teil weniger als 
zehntausend Einwohner haben. Während Städte mit 
Gebietsrang Transferzahlungen direkt aus dem Staats-
haushalt beanspruchen können, sind Städte und Sied-
lungen ohne diesen Status fi nanziell von den Zuwei-
sungen der Rajonverwaltungen abhängig. Aus diesem 
Grund ist für viele kleine und wirtschaftlich schwache 
Städte attraktiv, den Status einer Stadt mit Gebietsrang 
zu behalten, obwohl ihr tatsächliches Potential dies nur 
schwer rechtfertigt.

Im ländlichen Raum ist außerdem eine Tendenz zu 
immer kleineren Verwaltungseinheiten durch die Ein-
setzung bzw. Beibehaltung von Dorfräten trotz abneh-
mender Einwohnerzahl zu beobachten. So blieb die 
Anzahl der Dorfräte zwischen den Jahren 2000 und 
2008 annähernd gleich, obwohl sich über diesen Zeit-
raum die Anzahl der Dörfer um ca. 150, und die Ein-
wohnerzahl in dörfl ichen Siedlungen um mehr als 1,5 
Millionen verringerte.

Dies führt dazu, dass sich die wirtschaftliche Basis 
für eine eigenständige Selbstverwaltung zunehmend 
reduziert. Eine vom Wirtschaftsministerium durchge-
führte Studie über die sozialen und wirtschaftlichen 
Leistungen der Dorf-, Siedlungs- und Stadtgemeinden 
im Jahr 2007 ergab, dass über 9.000 administrativ-ter-
ritoriale Einheiten (davon ca. 7.500 Einheiten mit weni-
ger als 3.000 Einwohnern) de facto über keine Mittel 
zur Verbesserung ihrer sozialen Infrastruktur verfü-
gen. Die Budgets dieser Verwaltungseinheiten beste-
hen ausschließlich aus Mitteln zur Deckung laufen-
der Kosten.

Ähnlich problematisch wie die materielle Grund-
lage der lokalen Selbstverwaltung ist auch die Perso-
nalausstattung. Besonders schwer wiegt die Frage, wie 
das Verwaltungspersonal der lokalen Selbstverwaltung 
den neuen Anforderungen gerecht werden kann. Die 
«orange« Regierung hat nach ihrem Amtsantritt 2005 
vor allem auf lokaler Ebene in großem Maß parteiloyales 
Personal eingesetzt hat. So waren 2006 z. B. knapp 70 % 
der Bürgermeister zum ersten Mal mit dieser Tätigkeit 
betraut. Das System der Aus- und Weiterbildung von 
Verwaltungsbeamten in der Ukraine gibt keinen Grund 
zu der Annahme, dass diese Quereinsteiger für ihre 
neue Aufgabe entweder besonders qualifi ziert waren 
oder zügig weitergebildet wurden. Die zunehmend zu 
beobachtende Politisierung der lokalen Selbstverwal-
tung hat zur Folge, dass seltener die konkreten lokalen 
Probleme im Mittelpunkt stehen, sondern Lokalpolitik 
sich stattdessen nach den momentanen Interessen der 
jeweiligen politischen Partei auf nationaler Ebene rich-

tet. Das gegenwärtige Wahlgesetz sieht auch auf loka-
ler Ebene eine Verhältniswahl zwischen Parteilisten vor. 
Damit haben unabhängige Kandidaten keine Möglich-
keit mehr, in einen lokalen Rat gewählt zu werden.

Ein weiteres Problem der gegenwärtigen Gliederung 
in Verwaltungseinheiten ergibt sich oft aus geografi -
schen Bedingungen. So gibt es mehrere Fälle von Exkla-
ven, wobei die bekanntesten vielleicht die Stadt Slawu-
titsch und die Siedlung Kozjubynske sind. Erstere befi n-
det sich geografi sch auf dem Gebiet des Oblast Tscher-
nihiw, wird aber als Teil des Kiewer Oblast verwaltet. 
Der Grund liegt in diesem Fall darin, dass Slawutitsch 
als Ersatz für die nach der Tschernobyl-Katastrophe 
1986 evakuierte Stadt Pripjat gegründet wurde. Pripjat 
liegt im Oblast Kiew, und so musste die neue Stadt die-
sen Status behalten. Kozjubynske wiederum liegt inner-
halb der Stadtgrenzen der Hauptstadt Kiew, ist verwal-
tungstechnisch aber Teil des Kiewer Oblast. Solche Fälle, 
in denen die verwaltungstechnische Gliederung nicht 
berücksichtigt, wie sich die Ansiedlungspräferenzen 
von Wirtschaft und Bewohnern entwickeln, führen zu 
ineffi  zienter Nutzung des Gebietes und verminderten 
Steuer- oder Verkaufserlösen, und bieten oft Grauzonen, 
in denen zum Beispiel die Belange des Umweltschutzes 
und die Versorgung mit kommunalen Dienstleistungen 
nicht ausreichend gewährleistet werden. 

Das Selbstverständnis der Ukraine als zentralis-
tischem Einheitsstaat und der daraus abgeleiteten 
Anspruch, ein gleiches Niveau an öff entlichen Dienst-
leistungen für alle Bürger bereitzustellen, beschränkt die 
Motivation für die Entwicklung dezentraler Selbstver-
waltung. Die deutlichen Unterschiede zwischen Stadt 
und Land, sowie zwischen industriell bzw. landwirt-
schaftlich geprägten Regionen resultieren in deutlichen 
Unterschieden des lokalen Steueraufkommens. Um dem 
Ziel einer Gleichversorgung halbwegs nahe zu kom-
men, müssen umfangreiche Transferleistungen über 
den Staatshaushalt vorgenommen werden. Damit ist 
den wirtschaftlich stärkeren Kommunen bzw. Regionen 
ein Großteil ihres Handlungsspielraumes aber auch ein 
Anreiz für die Entwicklungsförderung genommen. 

Die Probleme sind jedoch nicht nur technischer 
Natur. Die fehlende Tradition bzw. das über mehrere 
(sowjetische) Jahrzehnte nicht gelebte Verständnis einer 
lokalen Selbstverwaltung ist ein ebenso schwerwiegen-
des Hindernis für die soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung der Regionen und Kommunen. Die bisheri-
gen knapp 20 Jahre einer unabhängigen Ukraine haben 
der Entwicklung der lokalen Selbstverwaltung keine 
wesentlichen Impulse verliehen. Die lokale und regio-
nale Selbstverwaltung in der Ukraine fristet so bisher 
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eher ein Schattendasein, anders als z. B. in der Russi-
schen Föderation oder in Polen, wo von Seiten der Zen-
tralregierung die dezentralen Regierungsebenen »auf-
gerüttelt wurden«, sei es durch ein zunächst überfor-
derndes Zuviel an Selbstverantwortung mit darauf fol-
gendem massiven Kontrollen und Beschneidungen der 
dezentralen Entscheidungsspielräume wie gegenwärtig 
in Russland zu beobachten, oder durch eine tief grei-
fende Gebietsreform wie in Polen. 

Reformansätze
Seit Mai 2008 hat eine interministerielle Arbeitsgruppe 
die Arbeit aufgenommen, die ein ehrgeiziges Konzept 
einer komplexen Reform der territorialen und verwal-
tungstechnischen Grundlagen der dezentralen Verwal-
tungsstrukturen der Ukraine mit Leben füllen soll. Das 
Konzept der so genannten »Administrativ-Territorialen 
Reform« will die territoriale Aufteilung der Ukraine 
unterhalb der Oblastebene neu ordnen, die Aufgaben 
und Kompetenzen der Verwaltungseinheiten klarer defi -
nieren, die materielle Basis für die Finanzierung der 
jeweiligen Aufgaben einer Verwaltungsebene verbessern 
sowie den Finanzausgleich zwischen dem Staatshaushalt 
und den lokalen Budgets eff ektiver gestalten. Mit der 
administrativ-territorialen Reform sollen nicht nur die 
Vorgaben der europaweiten Systematisierung von Regio-
nen (Nomenclature des unités territoriales statistiques 

– NUTS) auf dem Territorium der Ukraine übernom-
men werden, sondern man erhoff t sich davon auch eine 
höhere Effi  zienz der lokalen Regierungen und Verwal-
tungen, sowie mehr Demokratie auf lokaler Ebene. Um 
letzteres zu erreichen, soll auch das gegenwärtige Wahl-
recht reformiert werden, um in Zukunft statt geschlosse-
ner Parteilisten auch unabhängige Kandidaten zuzulas-
sen. Die Vielfalt der territorialen Verwaltungsformen auf 
der untersten Ebene soll vereinheitlicht werden durch 
die Einführung einer neuen Verwaltungsebene. Diese 
»Gemeinden« (hromada) sollen in ihrer durchschnittli-
chen Bevölkerungszahl und der Erreichbarkeit öff entli-
cher Dienste für die Bevölkerung eher vergleichbar sein 
als die bisherige Vielfalt von großen und kleinen Dör-
fern, Städten und Siedlungen. 

Die Administrativ-Territoriale Reform ist ein sehr 
ehrgeiziges, weil sehr komplexes Reformprojekt. Es 
bleibt abzuwarten, ob ein Projekt welches technisch 
sehr anspruchsvoll ist (Neuziehung von Kreisgren-

zen landesweit und Einfuhr einer ganz neuen Verwal-
tungsebene) und welches einige Verlierer haben wird (so 
müsste die Zahl der Amtspositionen deutlich reduziert 
werden, wenn z. B. die Zahl der Kreise von bisher 488 
auf ca. 170 verringert wird) in einer Zeit, in der es der 
Zentralregierung an Entscheidungskraft fehlt, tatsäch-
lich verabschiedet und umgesetzt werden kann. Aller-
dings müssen es gar nicht immer neue Gesetze sein. 
Um zum Beispiel die bestehenden Unklarheiten bei 
der Abgrenzung von Kompetenzen zwischen der loka-
len Selbstverwaltung und den staatlichen Verwaltungen 
aufzulösen, würde es nach Meinung mancher Exper-
ten auch ausreichen, zwischen den Ebenen vermehrt 
vertragliche Regelungen zu vereinbaren. Die Möglich-
keit dafür bieten die aktuell gültigen Gesetze, aller-
dings verlangen vertragliche Beziehungen nach quali-
fi zierten Mitarbeitern um diese Verträge auszuarbeiten, 
sowie einer funktionierenden Gerichtsbarkeit um diese 
wirksam umzusetzen. 

Ausblick
Aber selbst wenn neue Gesetze verabschiedet und Refor-
men formal umgesetzt werden, garantiert das noch 
keine neue Qualität der lokalen Selbstverwaltung. Um 
die Chancen und Möglichkeiten einer tatsächlichen 
Selbstverwaltung für bestimmte Aspekte des öff ent-
lichen Lebens zu nutzen, braucht es auch die Bereit-
schaft, sich der Verantwortung für die lokalen Belange 
zu stellen und nicht länger alles »von oben« zu erwar-
ten bzw. mit den »Fehlern die oben gemacht werden« 
zu entschuldigen. Speziell auf diesem Gebiet leisten 
diverse Projekte internationaler Geber durchaus wert-
volle Arbeit. Diese Projekte verbinden häufi g die Bera-
tung der Ministerien auf der zentralen Ebene mit kon-
kreten Aktivitäten auf lokaler Ebene. Es bleibt zu hof-
fen, dass konkret greifbare Verbesserungen zum Beispiel 
der Wasserver- und Entsorgung auf lokaler Ebene, die 
erreicht werden durch den kombinierten Einsatz loka-
ler Gelder und eines Projektes der Schweizer Entwick-
lungszusammenarbeit, oder erste praktische Beispiele 
einer bürgernäheren Verwaltung in Form von Bürger-
ämtern (deutsche Entwicklungszusammenarbeit), sowie 
andere, ähnliche Aktivitäten dazu beitragen, neben den 
nötigen Gesetzen auch das Bewusstsein für eine lokale 
und regionale Selbstverwaltung zu schaff en.
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